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01-5-5-WK

Bekanntmachung  
des Notenwechsels zwischen dem  

Freistaat Bayern und dem Heiligen Stuhl zur  
Verlängerung der Regelung über  

ruhende Fakultäten der Universitäten Bamberg und Passau

vom 15. Dezember 2023

Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be-
schluss vom 18. Juli 2023 (Drs. 18/30345) dem Noten-
wechsel zwischen dem Freistaat Bayern und dem Heili-
gen Stuhl zur Verlängerung der Regelung über ruhende 
Fakultäten der Universitäten Bamberg und Passau zuge-
stimmt. Die in dem Notenwechsel enthaltene Vereinba-
rung ist am 13. Dezember 2023 mit Wirkung ab 9. Juni 
2022 in Kraft getreten. Die Noten werden nachstehend 
bekannt gemacht.

München, den 15. Dezember 2023

Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

Dr. Florian H e r r m a n n

Note Note

Seiner Exzellenz 
dem Hochwürdigsten Herrn 
Erzbischof Dr. Nikola Eterović 
Apostolischer Nuntius  
in der Bundesrepublik Deutschland 
Lilienthalstraße 3A 
10965 Berlin

Seiner Exzellenz 
dem Herrn Ministerpräsidenten 
des Freistaates Bayern 
Dr. Markus Söder 
Franz-Josef-Strauß-Ring 1 
80539 München

Exzellenz, 
Hochwürdigster Herr Nuntius!

Exzellenz, 
sehr geehrter Herr Ministerpräsident!
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Unter Bezugnahme auf Art. 3 §§ 1 und 4 und Art. 4 § 1 
des Konkordats zwischen Seiner Heiligkeit Papst Pius XI.  
und dem Staate Bayern vom 29. März 1924 in der in der 
Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 01-5-1-K/WK) 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch das 
Zusatzprotokoll vom 19. Januar 2007 (GVBl. S. 351, 449)  
geändert worden ist, beehre ich mich, im Namen der Bay-
erischen Staatsregierung an Eure Exzellenz die Bitte zu 
richten, der Bayerischen Staatsregierung zu folgenden 
Feststellungen das Einverständnis des Heiligen Stuhls 
bestätigen zu wollen:

Unter Bezugnahme auf Art. 3 §§ 1 und 4 und Art. 4 § 1 
des Konkordats zwischen Seiner Heiligkeit Papst Pius XI.  
und dem Staate Bayern vom 29. März 1924 in der in der 
Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 01-5-1-K/WK) 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch das 
Zusatzprotokoll vom 19. Januar 2007 (GVBl. S. 351, 449)  
geändert worden ist, beehre ich mich, Eurer Exzellenz 
das Einverständnis des Heiligen Stuhls zu folgenden, in 
Ihrer Note vom 14. August 2023 enthaltenen Feststellun-
gen zu bestätigen:

„Die in dem Zusatzprotokoll vom 19. Januar 2007, 
das am 9. Juni 2007 in Kraft trat, zum Bayerischen 
Konkordat vom 29. März 1924 zwischen dem Frei-
staat Bayern und der Katholischen Kirche getroffenen 
Festlegungen, nach denen u.a. für die katholisch-
theologischen Fachbereiche (Fakultäten) an den Uni-
versitäten Bamberg und Passau die Verpflichtungen 
des Freistaates nach Art. 4 § 1 und § 2 des Bayeri
schen Konkordats ruhen, haben die Grundlage für 
den Erhalt der katholischen Theologie an den bayeri-
schen Universitäten gelegt.

„Die in dem Zusatzprotokoll vom 19. Januar 2007, 
das am 9. Juni 2007 in Kraft trat, zum Bayerischen  
Konkordat vom 29. März 1924 zwischen dem Frei- 
staat Bayern und der Katholischen Kirche getroffenen  
Festlegungen, nach denen u.a. für die katholisch-
theologischen Fachbereiche (Fakultäten) an den Uni-
versitäten Bamberg und Passau die Verpflichtungen 
des Freistaates nach Art. 4 § 1 und § 2 des Bayeri
schen Konkordats ruhen, haben die Grundlage für 
den Erhalt der katholischen Theologie an den bayeri-
schen Universitäten gelegt.

Der Heilige Stuhl und der Freistaat Bayern stimmen 
daher darin überein, dass die im Zusatzprotokoll vom 
19. Januar 2007 getroffene Vereinbarung zum Ruhen  
der katholisch-theologischen Fachbereiche (Fakul-
täten) der Universitäten Bamberg und Passau mit 
Wirkung ab 9. Juni 2022 um weitere fünfzehn Jahre 
verlängert wird. Die Vertragsparteien sehen keinen 
Anlass dafür, die Vereinbarung im Rahmen der in 
Abs. 1 Satz 3 des Zusatzprotokolls vom 19. Januar 
2007 vorgesehenen Verhandlungen inhaltlich umzu-
gestalten.

Der Heilige Stuhl und der Freistaat Bayern stimmen 
daher darin überein, dass die im Zusatzprotokoll vom 
19. Januar 2007 getroffene Vereinbarung zum Ruhen  
der katholisch-theologischen Fachbereiche (Fakul-
täten) der Universitäten Bamberg und Passau mit 
Wirkung ab 9. Juni 2022 um weitere fünfzehn Jahre 
verlängert wird. Die Vertragsparteien sehen keinen 
Anlass dafür, die Vereinbarung im Rahmen der in 
Abs. 1 Satz 3 des Zusatzprotokolls vom 19. Januar 
2007 vorgesehenen Verhandlungen inhaltlich umzu-
gestalten.

Das Zusatzprotokoll vom 19. Januar 2007 kann damit 
für den vereinbarten Zeitraum die Bestandsgarantie 
für die katholische Theologie an den bayerischen Uni- 
versitäten weiterhin gewährleisten. Spätestens zwei 
Jahre vor Ablauf dieser Verlängerungsvereinbarung 
soll über das weitere Ruhen erneut zwischen den 
Vertragspartnern gemäß den konkordatsrechtlichen 
Maßgaben verhandelt werden.“

Das Zusatzprotokoll vom 19. Januar 2007 kann damit 
für den vereinbarten Zeitraum die Bestandsgarantie 
für die katholische Theologie an den bayerischen Uni-
versitäten weiterhin gewährleisten. Spätestens zwei 
Jahre vor Ablauf dieser Verlängerungsvereinbarung 
soll über das weitere Ruhen erneut zwischen den 
Vertragspartnern gemäß den konkordatsrechtlichen 
Maßgaben verhandelt werden.“

Genehmigen Sie, Hochwürdigster Herr Nuntius, die Ver-
sicherung meiner ganz vorzüglichen Hochachtung

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 
die Versicherung meiner ganz vorzüglichen Hochachtung.

München, den 14. August 2023 Berlin, den 6. September 2023

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus Söder, MdL

Erzbischof Dr. Nikola Eterović

Apostolischer Nuntius
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2038-3-2-12-I

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung über den fachlichen Schwerpunkt  
feuerwehrtechnischer Dienst 

vom 2. Januar 2024

Auf Grund des Art. 22, des Art. 67 Satz 1 Nr. 1 bis 
4 und des Art. 68 Abs. 1 des Leistungslaufbahngesetzes 
(LlbG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 571, BayRS 
2030-1-4-F), das zuletzt durch §  2 des Gesetzes vom 
7. Juli 2023 (GVBl. S. 313) geändert worden ist, verordnet 
das Bayerische Staatsministerium des Innern, für Sport 
und Integration im Einvernehmen mit dem Bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen und für Heimat und 
mit Zustimmung des Bayerischen Landespersonalaus
schusses:

§ 1

Änderung der  
Verordnung über den fachlichen Schwerpunkt  

feuerwehrtechnischer Dienst

Die Verordnung über den fachlichen Schwer-
punkt feuerwehrtechnischer Dienst (FachV-Fw) vom 
18. November 2011 (GVBl. S. 599, BayRS 2038-3-2-12-I),  
die zuletzt durch §  1 Abs.  106 der Verordnung vom 
26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 § 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Satz 1. 

b)	 Folgender Satz 2 wird angefügt:

„2Die obersten Dienstbehörden können die in 
dieser Verordnung festgelegten schriftlichen Prü-
fungsabschnitte nach Maßgabe der Allgemeinen 
Prüfungsordnung und mit Zustimmung des Prü-
fungsausschusses auch in digitaler Form durch-
führen.“

3.	 In § 4 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „zehn“ durch das 
Wort „elf“ ersetzt.

4.	 § 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 3 wird die Angabe „38“ durch die An
gabe „54“ ersetzt. 

bb)	 In Nr.  5 wird das Wort „sowie“ durch ein 
Komma ersetzt. 

cc)	 In Nr. 6 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort „ , sowie“ ersetzt. 

dd)	 Folgende Nr. 7 wird angefügt:

„7.	 über die Anerkennung von Einstellungs-
prüfungen (§ 17 Abs. 6) und Rettungs-
sanitäterprüfungen (§ 19 Abs. 1 Satz 3) 
zu entscheiden.“

b)	 In Abs. 2 werden nach dem Wort „Prüfungsauf-
gaben“ die Wörter „für die Qualifikationsprüfun-
gen für die zweite und dritte Qualifikationsebene“ 
eingefügt. 

5.	 § 8 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Halbsatz 1 werden die Wörter „bei 
der Einstellungsprüfung“ gestrichen 
und das Semikolon am Ende wird 
durch einen Punkt ersetzt.

bbb)	 Halbsatz 2 wird aufgehoben. 

bb)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Eines der Mitglieder der örtlichen Prü-
fungskommission soll von einem anderen 
Standort kommen.“

cc)	 In Satz  4 werden die Wörter „sollen zwei 
Mitglieder Beamte oder Beamtinnen“ durch 
die Wörter „soll ein Mitglied Beamter oder 
Beamtin“ und die Wörter „die ein Amt der 
Besoldungsgruppe A  9 innehaben“ durch 
die Wörter „der oder die ein Amt der Besol-
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dungsgruppe A 9 innehat“ ersetzt. 

dd)	 In Satz 5 wird das Wort „ab“ gestrichen.

ee)	 In Satz 6 werden die Wörter „mindestens ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 14 innehaben; 
mindestens zwei müssen in der vierten Qua-
lifikationsebene eingestiegen sein“ durch die 
Wörter „in der vierten Qualifikationsebene 
eingestiegen sind oder die Ausbildungsqua-
lifizierung für Ämter ab der vierten Qualifi-
kationsebene erfolgreich absolviert haben“ 
ersetzt. 

b)	 Abs. 3 wird aufgehoben. 

6.	 In § 11 Abs. 2 werden die Wörter „spätestens einen 
Monat vor Beginn der Prüfung“ durch die Wörter 
„spätestens zwei Monate nach Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses“ ersetzt. 

7.	 § 12 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Satz 2 werden die Wörter „der Körpergröße“ 
durch die Wörter „Satz 1 Nr. 2“ ersetzt. 

b)	 Satz 3 Halbsatz 1 wird wie folgt gefasst:

„3Die Feuerwehrdiensttauglichkeit ist durch eine 
Eignungsuntersuchung mindestens nach den 
Anforderungen des Abschnitts 2.2 der Empfeh-
lungen für arbeitsmedizinische Beratungen und 
Untersuchungen der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung in der am 1.  August 2022 
geltenden Fassung (DGUV, Empfehlungen für 
arbeitsmedizinische Beratungen und Untersu-
chungen, 1. Auflage 2022, Gentner Verlag, Stutt-
gart) nachzuweisen;“. 

8.	 § 13 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Nr. 1 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch das Wort „Mittelschul-
abschluss“ ersetzt. 

bbb)	 Der Nr. 2 wird das Wort „und“ angefügt.

ccc)	 Nr. 3 wird aufgehoben. 

ddd)	 Nr. 4 wird Nr. 3. 

bb)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

‚2In den Vorbereitungsdienst zum Einstieg in 
der zweiten Qualifikationsebene kann auch 
eingestellt werden, wer zusätzlich zu den 
allgemeinen Voraussetzungen nach § 12 die 
zweijährige Ausbildung als Dienstanfänger 
oder Dienstanfängerin im feuerwehrtechni-
schen Dienst im Schwerpunkt „Handwerk 
und Technik“ oder im Schwerpunkt „Leit-
stellen“ absolviert und die Abschlussprüfung 
nach § 47 erfolgreich abgeschlossen hat.‘

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa)	 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1.	 einen Diplom- oder Bachelorstu-
diengang an einer Fachhoch-
schule oder Hochschule in einer 
für den feuerwehrtechnischen 
Dienst geeigneten Fachrichtung 
erfolgreich abgeschlossen hat,“.

bbb)	 In Nr.  2 wird das Wort „danach“ ge-
strichen.

ccc)	 In Nr. 3 werden die Wörter „das Grund-
lagenmodul der“ durch das Wort „die“ 
ersetzt. 

bb)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Auf die Zeit nach Satz 1 Nr. 2 können

1.	 bis zu einer Dauer von sechs Monaten 
eine berufliche Tätigkeit, die nach dem 
Abschluss im Sinn von Satz 1 Nr. 1 aus-
geübt wurde und dem Ziel der Ausbil-
dung dient oder 

2.	 bis zu einer Dauer von neun Monaten 
bereits absolvierte Ausbildungszeiten 
für den Grundausbildungslehrgang und  
Gruppenführerlehrgang

angerechnet werden.“

c)	 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) In den Vorbereitungsdienst zum Ein-
stieg in der vierten Qualifikationsebene kann 
eingestellt werden, wer zusätzlich zu den allge-
meinen Voraussetzungen nach §  12 einen für 
den feuerwehrtechnischen Dienst förderlichen  
Diplom-, Magister- oder Masterstudiengang an 
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einer Fachhochschule oder Hochschule erfolg-
reich abgeschlossen hat.“

9.	 § 14 wird wie folgt geändert:

a)	 Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Das Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst kann Aufgaben im Bereich der Ausbildung 
und Qualifikation der Beamten und Beamtinnen 
der Werkfeuerwehr Garching auf die Technische 
Universität München übertragen.“

b)	 In Abs. 3 wird das Wort „oder“ durch ein Komma 
ersetzt und nach dem Wort „Feuerwehrschule“ 
werden die Wörter „oder einer sonstigen geeig-
neten Bildungseinrichtung“ eingefügt.

10.	 § 15 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nr.  2 werden die Wörter „§§  16 und 17 der 
Urlaubsverordnung“ durch die Wörter „den §§ 10 
und 11 der Bayerischen Urlaubs- und Mutter-
schutzverordnung“ ersetzt. 

b)	 In Nr. 3 wird das Wort „oder“ durch ein Komma 
ersetzt. 

c)	 In Nr. 4 wird der Punkt am Ende durch das Wort 
„oder“ ersetzt. 

d)	 Folgende Nr. 5 wird angefügt:

„5.	 die Fehlzeiten wegen Krankheit oder aus 
anderen von dem oder der Auszubildenden 
nicht zu vertretenden Gründen mehr als 
10 % der Ausbildungszeit betragen.“

11.	 § 17 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

bb)	 Folgender Satz 2 wird angefügt:

„2Die Gesamtprüfungsnote ergibt sich aus 
dem arithmetischen Mittel der Noten aus 
den praktischen und schriftlichen Prüfungs-
abschnitten.“

b)	 In Abs. 2 werden nach dem Wort „besitzen“ die 
Wörter „ , höhentauglich sind“ eingefügt. 

c)	 In Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 wird das Wort „hand-
werklich-“ gestrichen. 

d)	 In Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe „180“ durch die 
Angabe „120“ ersetzt. 

e)	 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Nr. 2 wird aufgehoben. 

bbb)	 Nr. 3 wird Nr. 2 und wie folgt gefasst:

‚2.	 bei einer Übung oder Aufgabe 
des praktischen oder des schrift-
lichen Prüfungsabschnitts die 
Note „ungenügend“ oder mehr 
als einmal die Note „mangelhaft“ 
erhält oder‘.

ccc)	 Folgende Nr. 3 wird angefügt:

„3.	 im sportlichen Prüfungsabschnitt 
in einer Übung die Mindestanfor-
derungen nicht erfüllt.“

bb)	 In Satz  2 werden nach dem Wort „Einstel-
lungsprüfung“ die Wörter „im Ganzen“ ein-
gefügt. 

f)	 Folgender Abs. 6 wird angefügt:

„(6) Eine bereits zuvor für eine feuerwehr-
dienliche Ausbildung erfolgreich absolvierte Ein-
stellungsprüfung, die den Anforderungen nach 
den Abs. 1 bis 4 entspricht, kann durch den Prü-
fungsausschuss anerkannt werden.“

12.	 Nach § 17 wird folgender § 18 eingefügt:

„§ 18

Vorliegen der persönlichen Eignung

1Das Vorliegen der persönlichen Eignung für 
öffentliche Ämter im feuerwehrtechnischen Dienst 
kann Gegenstand eines gesonderten Auswahlverfah-
rens sein. 2Insoweit gelten die Vorgaben des Art. 22 
Abs. 9 des Leistungslaufbahngesetzes (LlbG).“

13.	 Der bisherige §  18 wird §  19 und wie folgt ge- 
ändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1 und in Nr.  1 wird 
die Angabe „900“ durch die Angabe „800“ 
ersetzt.
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bb)	 Die folgenden Sätze 2 und 3 werden an
gefügt:

„2Der Nachweis über die erfolgreiche Ausbil-
dung nach Satz 1 Nr. 2 kann bis zum Ende 
des Vorbereitungsdienstes erbracht werden. 
3Eine bereits absolvierte, gleichwertige ret-
tungsdienstliche Ausbildung kann durch den 
Prüfungsausschuss anerkannt werden.“

b)	 In Abs.  2 werden nach dem Wort „Innern“ die 
Wörter „ , für Sport und Integration“ eingefügt so-
wie das Wort „ , Forschung“ und die Wörter „vom 
27.  September 2012 (AIIMBl S.  627, KWMBl  
S. 342)“ gestrichen. 

14.	 Der bisherige § 19 wird § 20 und wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden die Wörter „und  
Prüfungsmodule“ gestrichen. 

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

bb)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Die Bewerber und Bewerberinnen für den 
Einstieg in der dritten Qualifikationsebene 
gelten auch ohne Vorliegen der Vorausset-
zungen nach Satz 1 als zugelassen.“

c)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

15.	 Der bisherige § 20 wird § 21 und wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift wird das Wort „Grundlagen-
modul“ durch das Wort „Qualifikationsprüfung“ 
ersetzt. 

b)	 In Abs. 1 werden die Wörter „Das Grundlagen-
modul“ durch die Wörter „Die Qualifikationsprü-
fung“ ersetzt. 

c)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Halbsatz 1 werden die Wörter „drei Auf-
gaben“ durch die Wörter „eine Aufgabe“ 
ersetzt, nach dem Wort „Innern“ die Wörter 
„  ,  für Sport und Integration“ eingefügt und 
das Wort „ , Forschung“ gestrichen.

bb)	 In Halbsatz 2 wird die Angabe „jeweils 60“ 
durch die Angabe „120“ ersetzt.

d)	 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) 1Der mündliche Prüfungsabschnitt findet 
als Einzelprüfung statt. 2Die Prüfungsdauer be-
trägt 20 Minuten.“

e)	 In Abs.  5 Satz  1 werden die Wörter „für das 
Grundlagenmodul“ durch die Wörter „der Quali-
fikationsprüfung“ ersetzt.

f)	 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 werden die Wör-
ter „Das Grundlagenmodul“ durch die 
Wörter „Die Qualifikationsprüfung“ er-
setzt.

bbb)	 In Nr. 3 werden die Wörter „Aufgabe 
oder“, „des schriftlichen oder“ und 
‚oder mehr als einmal die Note „man-
gelhaft“‘ gestrichen. 

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „das Grundla-
genmodul“ durch die Wörter „die Qualifika-
tionsprüfung“ und das Wort „es“ durch das 
Wort „sie“ ersetzt. 

16.	 Die bisherigen §§ 21 und 22 werden aufgehoben.

17.	 § 23 wird § 22 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 Satz  2 werden die Wörter „des Leis-
tungslaufbahngesetzes (LlbG)“ durch die An
gabe „LlbG“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr.  1 wird nach den Wörtern „an einem 
Führungslehrgang mit“ das Wort „mindes-
tens“ eingefügt und die Wörter „als Grup-
penführer“ durch die Wörter „in der zweiten 
Qualifikationsebene“ ersetzt. 

bb)	 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Im Satzteil vor Buchst.  a wird nach 
den Wörtern „fachspezifischen Wahl-
fortbildung mit“ das Wort „mindes-
tens“ eingefügt. 

bbb)	 Buchst. b wird aufgehoben. 

ccc)	 Buchst. c wird Buchst. b. 

ddd)	 Buchst. d wird Buchst. c und wie folgt 
gefasst:
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„c)	 als Disponent in der Integrierten 
Leitstelle oder“. 

eee)	 Buchst. e wird Buchst. d. 

c)	 In Abs.  5 werden nach dem Wort „Innern“ die 
Wörter „ , für Sport und Integration“ eingefügt so-
wie das Wort „ , Forschung“ gestrichen.

18.	 § 24 wird § 23 und wie folgt gefasst:

„§ 23

Vorbereitungsdienst

(1) 1Der Vorbereitungsdienst für den Einstieg in 
der dritten Qualifikationsebene dauert ein Jahr und 
umfasst

1.	 den Brandoberinspektorenlehrgang mit 800 
Ausbildungsstunden zu je 45 Minuten sowie

2.	 ein technisch-taktisches Praktikum im Einsatz- 
und Innendienst bei mindestens zwei Feuerweh-
ren, wobei mindestens ein Praktikum bei einer 
Berufsfeuerwehr zu absolvieren ist.

2Abweichend von Satz 1 Nr. 2 können die Anwärter 
und Anwärterinnen der staatlichen Feuerwehrschu-
len ein technisch-taktisches Praktikum auch an einer 
anderen geeigneten Einrichtung des Brand- und Ka-
tastrophenschutzes absolvieren.

(2) Inhalt und Umfang des Lehrgangs nach 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 richten sich nach Stoffplan C der 
Gemeinsamen Bekanntmachung der Bayerischen 
Staatsministerien des Innern, für Sport und Integrati-
on und für Wissenschaft und Kunst über die Stoffplä-
ne für die Ausbildung der Beamten und Beamtinnen 
mit Einstieg in der dritten Qualifikationsebene der 
Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik mit 
dem fachlichen Schwerpunkt feuerwehrtechnischer 
Dienst.“

19.	 § 25 wird § 24.

20.	 §  26 wird §  25 und Abs.  4 Satz  2 und 3 wie folgt 
gefasst:

‚2Sie ist auf zwei Dezimalstellen zu berechnen, wobei 
die dritte Dezimalstelle unberücksichtigt bleibt. 3Das 
Zugführermodul hat nicht bestanden, wer in einem 
der Prüfungsabschnitte eine schlechtere Bewertung 
als „ausreichend“ erhält.‘

21.	 § 27 wird § 26 und wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Halbsatz  1 werden die Wörter „jeweils 
eine Aufgabe“ durch die Wörter „zwei Auf
gaben“ ersetzt. 

bb)	 In Halbsatz 2 wird die Angabe „180“ durch 
die Angabe „120“ ersetzt. 

b)	 In Abs. 5 wird die Angabe „20“ durch die Angabe 
„21“ ersetzt. 

22.	 § 28 wird § 27.

23.	 § 29 wird § 28 und wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden die Wörter „höheren feuerwehr-
technischen Dienstes im Lande Nordrhein-West-
falen“ durch die Wörter „zweiten Einstiegsamtes 
der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen 
Dienstes im Land Nordrhein-Westfalen in der am 
22. Juni 2021 geltenden Fassung“ ersetzt.

b)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Auf die Ausbildungszeit nach Satz  1 können 
bereits absolvierte Ausbildungszeiten für den 
Grundausbildungslehrgang und den Gruppen-
führerlehrgang angerechnet werden.“

c)	 Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und die Wör-
ter „höheren feuerwehrtechnischen Dienstes im 
Lande Nordrhein-Westfalen“ werden durch die 
Wörter „zweiten Einstiegsamtes der Laufbahn-
gruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes 
im Land Nordrhein-Westfalen in der am 22. Juni 
2021 geltenden Fassung“ ersetzt.

24.	 § 30 wird § 29 und wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 wird die Angabe „23“ durch die  
Angabe „22“ ersetzt. 

bb)	 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Halbsatz 1 werden nach dem Wort 
„Dienstbehörde“ die Wörter „unter 
Berücksichtigung von Eignung, Be-
fähigung und fachlicher Leistung“ 
eingefügt.

bbb)	 Halbsatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„dabei sind die dienstliche Beurteilung 
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und die Rangliste (§ 32 Abs. 2 Satz 1) 
zu berücksichtigen.“

b)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Berufsfeuerwehren“ 
durch das Wort „Feuerwehren“ ersetzt. 

bb)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2§  23 Abs.  1 Satz  1 Nr.  2 und Satz  2 gilt 
entsprechend.“

cc)	 Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die 
Sätze 3 und 4. 

c)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „bis zur Besol-
dungsgruppe A 11“ gestrichen.

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „Qualifikations-
verordnung für Fachlehrerinnen und Fach-
lehrer verschiedener Ausbildungsrichtungen 
an beruflichen Schulen und an Landesfeuer-
wehrschulen (QualVFL) vom 21. April 1997 
(GVBl S.  154, BayRS 2038-3-4-7-6-UK) in 
der jeweils geltenden Fassung“ durch die 
Wörter „Qualifikationsverordnung Fachlehr-
kräfte“ ersetzt. 

cc)	 Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben. 

25.	 § 31 wird § 30 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „30“ durch die 
Angabe „29“ ersetzt. 

b)	 In Abs. 4 wird die Angabe „30“ durch die Angabe 
„29“ ersetzt. 

c)	 Abs. 5 wird aufgehoben. 

d)	 Abs. 6 wird Abs. 5. 

26.	 § 32 wird § 31 und wie folgt geändert:

a)	 In Satz  2 werden die Wörter „drei Aufgaben“ 
durch die Wörter „eine Aufgabe“ und die An-
gabe „jeweils 60“ durch die Angabe „120“ er- 
setzt.

b)	 In Satz 3 Halbsatz 2 wird die Angabe „30“ durch 
die Angabe „29“ ersetzt. 

27.	 § 33 wird § 32 und wie folgt geändert: 

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Note“ durch das Wort 
„Punktzahl“ ersetzt und die Wörter „ , die aus 
den Einzelnoten als arithmetisches Mittel 
gebildet wird“ werden gestrichen. 

bb)	 Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

„2Je Abschnitt können 100 Punkte erzielt 
werden. 3Das Zulassungsverfahren ist er-
folgreich abgeschlossen, wenn je Abschnitt 
mindestens 25 Punkte erzielt wurden.“

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „Grund der Ge-
samtnote“ durch die Wörter „Grundlage der 
erzielten Gesamtpunktzahl“ ersetzt. 

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Gesamtnote“ durch 
das Wort „Gesamtpunktzahl“ ersetzt. 

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 werden die Wörter „Einzelnoten, 
die Gesamtnote“ durch die Wörter „Punkt-
zahl je Abschnitt, die Gesamtpunktzahl“ er-
setzt. 

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Einzelnoten“ durch 
die Wörter „Punktzahl je Abschnitt“ und das 
Wort „Gesamtnote“ durch das Wort „Ge-
samtpunktzahl“ ersetzt. 

28.	 Die §§ 34 bis 37 werden die §§ 33 bis 36. 

29.	 § 38 wird § 37 und wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im Satzteil vor Nr.  1 wird die Angabe „30“ 
durch die Angabe „29“ ersetzt. 

bb)	 In Nr. 2 wird das Wort „vier“ durch das Wort 
„drei“ ersetzt. 

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „27“ durch die An-
gabe „26“ ersetzt. 

bb)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3§ 23 Abs. 1 Satz 2 sowie § 29 Abs. 3 Satz 3 
und 4 gelten entsprechend.“ 
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30.	 § 39 wird § 38 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort „vier“ durch 
das Wort „drei“ ersetzt. 

b)	 In Abs.  3 Satz  2 werden die Wörter „höhe-
ren feuerwehrtechnischen Dienstes im Lande 
Nordrhein-Westfalen“ durch die Wörter „zwei-
ten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des 
feuerwehrtechnischen Dienstes im Land Nord-
rhein-Westfalen in der am 22. Juni 2021 gelten-
den Fassung“ ersetzt.

31.	 § 40 wird § 39 und wie folgt geändert:

a)	 In Satz 2 wird die Angabe „39“ durch die Angabe 
„38“ ersetzt.

b)	 In Satz 3 wird die Angabe „35“ durch die Angabe 
„34“ ersetzt. 

32.	 § 41 wird § 40 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 Satz  1 werden die Wörter „höhe-
ren feuerwehrtechnischen Dienstes im Lande 
Nordrhein-Westfalen“ durch die Wörter „zwei-
ten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des 
feuerwehrtechnischen Dienstes im Land Nord-
rhein-Westfalen in der am 22. Juni 2021 gelten-
den Fassung“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Die mündliche Prüfung findet als Einzelprüfung 
statt und dauert 45 Minuten.“

33.	 Nach § 40 wird folgender Teil 6 eingefügt:

‚Teil 6

Ausbildung der  
Dienstanfänger und Dienstanfängerinnen im  

feuerwehrtechnischen Dienst

Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 41

Ziel der Ausbildung

1Die Ausbildung der Dienstanfänger und 
Dienstanfängerinnen vermittelt die für die Einstel-

lung in den Vorbereitungsdienst zum Einstieg in der 
zweiten Qualifikationsebene der Fachlaufbahn Na-
turwissenschaft und Technik, fachlicher Schwerpunkt 
feuerwehrtechnischer Dienst, erforderlichen theoreti-
schen und praktischen Grundlagen. 2Die Ausbildung 
besteht aus einem berufsfachschulischen und einem 
berufspraktischen Teil. 3Näheres regelt die Schul- und  
Prüfungsordnung. 

§ 42

Dauer der Ausbildung

1Die Ausbildung dauert mindestens zwei Jahre. 
2§ 15 gilt entsprechend.

§ 43

Rechtsstellung

Die Bewerber und Bewerberinnen werden als 
Dienstanfänger und Dienstanfängerinnen im feuer-
wehrtechnischen Dienst in einem öffentlich-recht
lichen Ausbildungsverhältnis beschäftigt. 

§ 44

Schwerpunkt, Dienstbezeichnung

1Die Ausbildung erfolgt entweder im Schwerpunkt 
„Handwerk und Technik“ oder im Schwerpunkt „Leit-
stellen“. 2Die Dienstanfänger und Dienstanfängerin-
nen führen die Dienstbezeichnung „Dienstanfänger/
in im feuerwehrtechnischen Dienst“ mit dem Zusatz 
„mit dem Schwerpunkt Handwerk und Technik“ oder 
dem Zusatz „mit dem Schwerpunkt Leitstellen“. 

Abschnitt 2

Einstellung

§ 45

Einstellungsvoraussetzungen

1Als Dienstanfänger oder Dienstanfängerin im 
feuerwehrtechnischen Dienst mit dem Schwerpunkt 
„Handwerk und Technik“ kann eingestellt werden, 
wer 

1.	 die allgemeinen Voraussetzungen des §  12 
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Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 5 erfüllt, 

2.	 mindestens den qualifizierenden Mittelschulab-
schluss nachweist, 

3.	 die Einstellungsprüfung (§  17) bestanden hat 
und

4.	 mindestens das 16. Lebensjahr vollendet hat. 

2Als Dienstanfänger oder Dienstanfängerin im feuer-
wehrtechnischen Dienst mit dem Schwerpunkt „Leit-
stellen“ kann eingestellt werden, wer neben den Vor-
aussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 und 3 

1.	 den mittleren Schulabschluss nachweist und

2.	 mindestens das 17. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 46

Auswahlverfahren

Über die Einstellung entscheidet die oberste 
Dienstbehörde unter Zugrundelegung des Ergebnis-
ses der Einstellungsprüfung.

Abschnitt 3

Abschluss der Ausbildung

§ 47

Abschlussprüfung

1Am Ende der Ausbildung haben die Dienstan-
fänger und Dienstanfängerinnen eine Abschlussprü-
fung abzulegen. 2Näheres regelt die Schul- und Prü-
fungsordnung.‘

34.	 Der bisherige Teil 6 wird Teil 7.

35.	 Der bisherige § 42 wird § 48 und wie folgt gefasst:

„§ 48

Übergangsbestimmungen

(1) Für Beamte und Beamtinnen, die mit dem 
Vorbereitungsdienst vor dem 1.  Februar 2024 be-
gonnen haben, gelten die Bestimmungen dieser 
Verordnung in der am 31.  Januar 2024 geltenden 
Fassung.

(2) 1Abweichend von Abs.  1 gelten für Wieder-
holungsprüfungen bei Nichtbestehen die Bestim-
mungen dieser Verordnung in der am 1.  Februar 
2024 geltenden Fassung, wenn die Wiederholung 
der Prüfung auf Grundlage des bisherigen Rechts 
nicht mehr möglich ist. 2Die Qualifikationsprüfung 
für den Einstieg in der zweiten Qualifikationsebene 
kann im Fall des Satzes 1 nur nach erfolgreichem 
Ablegen der Ausbildung zum Rettungssanitäter oder 
zur Rettungssanitäterin nach der Bayerischen Ret-
tungssanitäterverordnung wiederholt werden. 3Satz 1 
gilt entsprechend, wenn ein vor dem 1. Januar 2024 
begonnener Vorbereitungsdienst nach §  15 verlän-
gert wird und eine Ausbildung auf Grundlage der Be-
stimmungen dieser Verordnung in der am 31. Januar 
2024 geltenden Fassung nicht mehr durchgeführt 
wird. 

(3) § 29 Abs. 4 Satz 1 in der am 1. Februar 2024 
geltenden Fassung gilt auch für Beamte und Beam-
tinnen der Landesfeuerwehrschulen, die die Ausbil-
dung nach § 29 Abs. 4 Satz 2 vor dem 1. Februar 
2024 begonnen oder bereits abgeschlossen haben.“ 

36.	 Der bisherige § 43 wird § 49. 

§ 2

Weitere Änderung der  
Verordnung über den fachlichen Schwerpunkt  

feuerwehrtechnischer Dienst

Die Verordnung über den fachlichen Schwerpunkt 
feuerwehrtechnischer Dienst (FachV-Fw) vom 18.  No-
vember 2011 (GVBl. S. 599, BayRS 2038-3-2-12-I), die 
zuletzt durch § 1 dieser Verordnung geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	 In § 13 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „47“ durch die 
Angabe „48“ ersetzt. 

2.	 § 33 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 wird das Wort „ab“ gestrichen und die 
Wörter „bis zur Besoldungsgruppe A  10“ durch 
die Wörter „im jeweiligen Aufgabenbereich“ er-
setzt.

b)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Im Einsatzdienst kann nur die Einsatzdienst-
qualifikation übernommen werden, deren Vor-
aussetzungen nachgewiesen sind.“

c)	 Satz 3 wird aufgehoben.
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3.	 § 36 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1Der Umfang der modularen Qualifizie-
rung für Ämter ab der dritten Qualifikationsebene 
wird in dem Konzept zur modularen Qualifizie-
rung (§ 34 Abs. 1) festgelegt. 2Die Gesamtdauer 
der Maßnahmen soll einen Umfang von mindes-
tens 60 Tagen umfassen.“

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Nach Abschluss der Maßnahmen nach 
Abs.  1 ist eine Prüfung abzulegen, deren  
nähere Ausgestaltung in dem nach §  34 
Abs. 1 zu erstellenden Konzept festzulegen 
ist.“

bb)	 Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

cc)	 Satz 4 wird Satz 2. 

c)	 Abs. 4 wird aufgehoben.

4.	 Nach § 36 wird folgender § 37 eingefügt:

„§ 37

Beförderungsämter

1Nach erfolgreich absolvierter modularer Qua-
lifizierung sind zur Erlangung eines Amtes der Be-
soldungsgruppen A  11 bis A  13 jeweils mindestens 
20 zusätzliche fachspezifische Fortbildungstage zu 
absolvieren. 2Die Wahlfortbildungen werden von den 
obersten Dienstbehörden in Abstimmung mit dem 
Prüfungsausschuss durchgeführt und schließen mit 
einer Teilnahmebescheinigung ab.“

5.	 Der bisherige § 37 wird § 38 und in Abs. 1 Satzteil vor 
Nr.  1 werden die Wörter „ein Amt der Besoldungs-
gruppe A 10“ durch die Wörter „Ämter ab der dritten 
Qualifikationsebene“ ersetzt.

6.	 Der bisherige § 38 wird § 39.

7.	 Der bisherige § 39 wird § 40 und in Satz 2 wird die 
Angabe „38“ durch die Angabe „39“ ersetzt. 

8.	 Die bisherigen §§ 40 bis 47 werden die §§ 41 bis 48.

9.	 Der bisherige § 48 wird § 49 und folgender Abs.  4 
wird angefügt:

„(4) 1Für Beamte und Beamtinnen, die mit der 
modularen Qualifizierung vor dem 1.  Januar 2025 
begonnen haben, gelten die Bestimmungen dieser 
Verordnung in der am 31. Dezember 2024 geltenden 
Fassung. 2Abweichend von Satz  1 kann für Beam-
te und Beamtinnen, die die modulare Qualifizierung 
für Ämter ab der dritten Qualifikationsebene vor dem 
1. Januar 2025 begonnen haben, in den Konzepten 
zur modularen Qualifizierung ein Wahlrecht vorgese-
hen werden, wonach die Beamten und Beamtinnen 
bei Fortführung der modularen Qualifizierung zwi-
schen dem bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 
und dem am 1. Januar 2025 geltenden System der 
modularen Qualifizierung wählen können. 3Soll die 
modulare Qualifizierung auf Grundlage der Bestim-
mungen dieser Verordnung in der am 1. Januar 2025 
geltenden Fassung fortgeführt werden, so kann in den 
Konzepten bestimmt werden, in welchem Umfang 
bereits nach bisherigem Recht durchgeführte Fort-
bildungsmaßnahmen angerechnet werden können.“

10.	 Der bisherige § 49 wird § 50. 

§ 3

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2024 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 am 1.  Januar 2025 in 
Kraft.

München, den 2. Januar 2024

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Sport und Integration

Joachim H e r r m a n n , Staatsminister
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2023-1-I, 2023-3-I

Verordnung  
zur Änderung der  

Kommunalhaushaltsverordnung-Kameralistik und der  
Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik 

vom 4. Januar 2024

Auf Grund

–– des Art. 120 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und Nr. 10 der Ge-
meindeordnung (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS  
2020-1-1-I), die zuletzt durch die §§  2 und 3 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385, 586) ge
ändert worden ist,

–– des Art. 106 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und Nr. 10 der Land-
kreisordnung (LKrO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 
2020-3-1-I), die zuletzt durch die §§  4 und 5 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385, 586) ge
ändert worden ist, und

–– des Art. 101 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und Nr. 10 der Be-
zirksordnung (BezO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 850, BayRS 
2020-4-2-I), die zuletzt durch die §§  6 und 7 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385) geändert 
worden ist,

verordnet das Bayerische Staatsministerium des Innern, 
für Sport und Integration im Einvernehmen mit dem Bay-
erischen Staatsministerium der Finanzen und für Heimat:

§ 1

Änderung der  
Kommunalhaushaltsverordnung-Kameralistik

Die Kommunalhaushaltsverordnung-Kameralistik  
(KommHV-Kameralistik) in der in der Bayerischen Rechts-
sammlung (BayRS 2023-1-I) veröffentlichten bereinigten 
Fassung, die zuletzt durch § 1 Abs. 49 der Verordnung 
vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	 In § 2 Abs. 2 Nr. 5 wird das Komma am Ende durch 
die Wörter „sowie eine Übersicht über die im Finanz-
planungszeitraum gültigen Kreditermächtigungen aus 
den Vorjahren und deren Inanspruchnahmen,“ ersetzt.

2.	 § 79 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Haushaltseinnahmereste dürfen nur gebildet wer-
den für Einnahmen

1.	 nach § 1 Abs. 1 Nr. 4, soweit der Eingang der 
Einnahmen im folgenden Jahr gesichert ist, 
oder

2.	 aus der Aufnahme von Krediten, soweit der Ein-
gang der Einnahmen während der Gültigkeits-
dauer der Kreditermächtigung gesichert ist.“

3.	 Dem § 88 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Auf Haushaltspläne, die der Rechtsaufsichts-
behörde bis zum Ablauf des 31. Januar 2024 vorge-
legt werden, ist § 2 Abs. 2 Nr. 5 in der am 31. Januar 
2024 geltenden Fassung anzuwenden.“

§ 2

Änderung der  
Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik

Die Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik  
(KommHV-Doppik) vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 678, 
BayRS 2023-3-I), die zuletzt durch §  1 Abs.  51 der  
Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In § 1 Abs. 3 Nr. 4 wird das Komma am Ende durch 
die Wörter „sowie eine Übersicht über die im Finanz-
planungszeitraum gültigen Kreditermächtigungen 
aus den Vorjahren und deren Inanspruchnahmen,“ 
ersetzt.

2.	 Dem § 99 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Auf Haushaltspläne, die der Rechtsaufsichts-
behörde bis zum Ablauf des 31. Januar 2024 vorge-
legt werden, ist § 1 Abs. 3 Nr. 4 in der am 31. Januar 
2024 geltenden Fassung anzuwenden.“
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§ 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2024 in Kraft.

München, den 4. Januar 2024

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Sport und Integration

Joachim H e r r m a n n , Staatsminister
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Verordnung  
zur Änderung der  

Digitalen Bauantragsverordnung

vom 11. Januar 2024

Auf Grund 

–– des Art.  80a Satz  1 der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. August 2007 (GVBl. S.  588, BayRS 2132-1-B), 
die zuletzt durch Gesetz vom 23. Juni 2023 (GVBl. 
S.  250), durch §  4 des Gesetzes vom 7.  Juli 2023 
(GVBl. S.  327) und durch Art.  13a Abs.  2 des Ge-
setzes vom 24.  Juli 2023 (GVBl. S.  371) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 2 Nr. 5 der Delegati-
onsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. 
S.  22, BayRS 103-2-V), die zuletzt durch §  1 der  
Verordnung vom 25.  Oktober 2023 (GVBl. S.  606) 
geändert worden ist, und

–– des Art.  7 Abs.  3 Satz  1 des Bayerischen Abgra-
bungsgesetzes (BayAbgrG) vom 27. Dezember 1999 
(GVBl. S.  532, 535, BayRS 2132-2-B), das zuletzt 
durch §  2 des Gesetzes vom 23.  Dezember 2020 
(GVBl. S.  663) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 2 Nr. 6 der Delegationsverordnung (DelV) vom 
28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die 
zuletzt durch §  1 der Verordnung vom 25.  Oktober 
2023 (GVBl. S. 606) geändert worden ist,

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr:

§ 1

§  1 der Digitalen Bauantragsverordnung (DBauV) 
vom 2. Februar 2021 (GVBl. S. 26, BayRS 2132-1-24-B),  
die zuletzt durch Verordnung vom 30. November 2023 

(GVBl. S. 640) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.	 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Vor Nr. 1 wird folgende Nr. 1 eingefügt:

„1.	 Stadt Aschaffenburg,“.

b)	 Die bisherigen Nrn. 1 bis 13 werden die Nrn. 2 
bis 14.

2.	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Nr. 9 wird folgende Nr. 10 eingefügt:

„10.	 Stadt Rothenburg ob der Tauber,“.

b)	 Die bisherigen Nrn. 10 bis 12 werden die Nrn. 11 
bis 13.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2024 in Kraft.

München, den 11. Januar 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Wohnen, Bau und Verkehr

Christian B e r n r e i t e r , Staatsminister
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Verordnung  
zur Änderung der  

Ausführungsverordnung Schulfinanzierungsgesetz

vom 15. Januar 2024

Auf Grund des Art. 60 Nr.  6 des Bayerischen Schul-
finanzierungsgesetzes (BaySchFG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 633, 
BayRS 2230-7-1-K), das zuletzt durch die §§ 1 und 2 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 445), durch Ver-
ordnung vom 21. Juli 2023 (GVBl. S. 510) und durch die 
§§ 4, 5 und 6 des Gesetzes vom 10. August 2023 (GVBl. 
S.  495) geändert worden ist, verordnet das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus: 

§ 1

§ 11 der Ausführungsverordnung Schulfinanzierungs
gesetz (AVBaySchFG) vom 23. Januar 1997 (GVBl. S. 11, 
BayRS 2230-7-1-1-K), die zuletzt durch Verordnung vom 
27.  Oktober 2022 (GVBl. S.  666) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Der Zuschlag beträgt in 2024 10,2 % je Schüler des 
neuen neunjährigen Gymnasiums in den Jahrgangs-
stufen 5 bis 11; er bezieht auch einen höheren Lehr-
personalaufwand für die im achtjährigen Gymnasium 
als Qualifikationsphase bezuschusste Jahrgangs
stufe 11 mit ein.“

2.	 Die folgenden Sätze 4 und 5 werden angefügt:

„4Je Schüler in den Jahrgangsstufen  5 bis 11 des 
Musischen Gymnasiums oder in der musischen 
Ausbildungsrichtung wird ein Zuschlag Musik in 
Höhe von 0,261 Lehrerwochenstunden gewährt. 
5Ein Oberstufenzuschlag ist in 2024 bei der Berech-
nung der Lehrerwochenstunden nur für Schüler der 
Jahrgangsstufe  12 des achtjährigen Gymnasiums 
oder der Jahrgangsstufen II und III der Kollegs an-
zusetzen.“

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1.  Januar 
2024 in Kraft.

München, den 15. Januar 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Anna S t o l z , Staatsministerin
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Berichtigung

In § 1 Nr. 2 Buchst. a der Verordnung zur Änderung 
der Digitalen Bauantragsverordnung vom 30. November 
2023 (GVBl. S. 640) wird vor dem Wort „Stadt“ die An
gabe „2.“ durch die Angabe „3.“ ersetzt. 

München, den 9. Januar 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Wohnen, Bau und Verkehr

Dr. Thomas G r u b e r , Ministerialdirektor
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